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Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Höß und die Hofräte Dr. Zens, Dr. Thoma,

Mag. Nussbaumer-Hinterauer und Dr. N. Bachler als Richter, im Beisein des Schriftführers Mag. Lamprecht, über die

Beschwerde des T in O, vertreten durch Dr. Walter Riedl, Rechtsanwalt in 1010 Wien, Franz Josefs-Kai 5, gegen den

Bescheid der Burgenländischen Landesregierung vom 8. März 2006, Zl. 1-1- 0040568/77-2006, in der Fassung des

Berichtigungsbescheides vom 11. April 2006, Zl. 1-1-0040568/79-2006, betreDend Verwendungszulage gemäß § 44

Abs. 1 Z. 1 Bgld Landesbeamten-Besoldungsrechtsgesetzes (LBBG 2001), zu Recht erkannt:

Spruch

Der angefochtene Bescheid wird wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften aufgehoben.

Das Land Burgenland hat dem Beschwerdeführer Aufwendungen in der Höhe von EUR 1.171,20 binnen zwei Wochen

bei sonstiger Exekution zu ersetzen.

Begründung

Der Beschwerdeführer steht als Fachoberinspektor (Verwendungsgruppe C, seit 1. Jänner 2004 in der Dienstklasse V) in
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einem öDentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Land Burgenland. Er ist der Burgenländischen

Krankenanstalten Gesellschaft mbH (im Folgenden: K GesmbH) zur Dienstleistung zugewiesen und wird am

Krankenhaus O verwendet.

In einer Eingabe des Beschwerdeführers an die belangte Behörde vom 23. November 2004 heißt es:

"Ich bin seit 1974 im Krankenhaus O in der Verwaltung im Rechnungs- und Verwaltungsfachdienst tätig.

Da ich mit Aufgaben betraut bin die einer höheren Verwendungsgruppe zuzuordnen sind, ersuche ich um Gewährung

einer entsprechenden Verwendungszulage für höherwertige Tätigkeit."

In einem Schreiben des kaufmännischen Direktors des Krankenhauses O vom 22. September 2005 heißt es, dieses

habe die höherwertigen Tätigkeiten, auf Grund derer der Beschwerdeführer um eine Zulage angesucht habe, mit

einem anderen, näher genannten Bediensteten der Verwaltung im Krankenhaus O verglichen, welcher in die

Verwendungsgruppe B eingestuft sei.

Am 30. Dezember 2005 übermittelte die K GesmbH der belangten Behörde folgende Beschreibung der dem

Beschwerdeführer übertragenen Tätigkeiten:

"Finanzwesen/Rechnungswesen (in Summe wesentlicher Arbeitszeitumfang)

-

Sachliche und rechnerische Prüfung der Eingangsrechnungen von Lebensmittel- und Verbrauchsgüter des

Materiallagers

-

Bestellung und Bestellbuchung mit Wareneingangsbuchung der aus dem Invest von der KRAGES (im Folgenden: K)

Direktion Einkauf freigegebenen Anlagegüter mit sachlicher und rechnerischer Prüfung der Rechnungen

-

Verbuchung der o.a. Eingangsrechnungen und Gutschriften

-

Verbuchung der Deckungs- u.Haftrücklässe (Baurechnungen, usw.)

-

Sachkontengerechte Vorkontierung von Eingangsrechnungen ohne Bestellungbuchung (z.B. Mietwäsche,

Reparaturrechnungen über EUR 727,-- nach Freigabe der Technik, usw.)

-

Ermittlung und Kontrolle der Kostenstellenzuordnung und Reparaturauftragszuordnung im Zuge der

Rechnungsprüfung

-

Abrechnung, Verbuchung der Fahrtkosten, Nachtdienste, Unterkunft der Krankenpflegeschüler

-

Abrechnung der Zivildiener: Verrechnung der gesetzlichen Pauschalvergütung mit BM f. Inneres, der Arbeitsleistung,

Anweisung an die ZDL bei Nichtteilnahme an der Verpflegung

-

KreditorenpJege: Kontrolle bzw. Meldung über Neuanlage, Änderungen an den zuständigen kaufm. Key-User der K-

Dion (5- 10 Fälle pro Monat, z. B. Zahlungskonditionen, Bankverbindung, Adresse, usw.)

-

Kontierung und Verbuchung der Reiserechnungen

-

Führen der Aufstellung 'km Liste' für Haftpflichtversicherung



-

Überrechnung der Lebensmittel- Wäsche- u. Heizkosten des Altenwohn- und Pflegeheimes

-

Auftragsabrechnung der Instandhaltungs/Reparaturrechnungen

-

Verbuchung von Kassengeschäftsfällen

-

Salesianer Miettex: Eingangsrechnungen kontieren, buchen, rechnerisch und sachlich prüfen,

-

Erstellung der Wäsche-Verbrauchs-Aufstellung der Mietwäsche

Investplan (in Summe geringer Zeitumfang, ca. 3%)

-

Erstellung des Invest-Wirtschaftsplanes

-

Zusammenstellung der Anbote über Investitionsgüter nach Abteilungen:

-

Führen des Investplanes (Datum der Freigabe, der Bestellung, der Lieferung, der tatsächlichen Rechnungsbetrages)

Anlagenwirtschaft (in Summe mittlerer Zeitaufwand)

-

Bestellung der Anlagen nach Freigabe der kaufm. Abteilung der K-Dion;

-

Bestellbuchung und Wareneingangsbuchung der gelieferten Anlagen;

-

Übernahme der Anlage (med.techn.) bei der Anlieferung Übernahmeprotokoll, Einschulungsprotokoll,

Prüfungszertifikate, usw.

-

Inventarisierung - Inventar- und Gerätekennzeichnung mittels K-Inventar-Etiketten;

Materialwirtschaft (in Summe geringer Zeitumfang, ca. 3%)

-

Kreditorenpflege der Lebensmittel- u.Materiallieferanten in Zusammenarbeit mit dem Key User der K;

-

Für bestimmte Lagerorte Inventurverantwortlicher

-

Ansprechperson der Objektleitung in der Lagerbewirtschaftung; (Lagerbestandslisten, Bestellkoordinierung, usw.)

PM Instandhaltungsprogramm (geringes Zeitausmaß)

-

Medizinisch- und haustechnische Geräteerfassung gemäß dem Erhebungsblatt der Technik im

Instandhaltungsprogramm (technische Gerätedaten)

-



Alle relevanten Reparaturdaten in der EDV SAP/PM dokumentieren (Equipment-Auftrags-Nr.)

-

Veranlassen der Freigabe von Reparaturaufträgen (...) durch die K Technik; (über e-mail)

-

Leihgeräteerfassung im PM-SAP Anlagen-Equipmentverzeichnis; (technische Objekte, Equipment-Nr., techn.Daten)

-

Leihgeräteerklärungen u. Leihgeräte-Rückgaben erfassen

-

Weiterleitung der Kopien der Leihgeräteerklärungen an die

K Technik Abteilung;

-

Veranlassung der Prüfung durch die Haustechnik der Genehmigung gemäß der derzeitig gültigen gesetzlichen

Vorschriften und gesetzl. Normen; Strahlenschutz, Schallschutz, usw. mittels technischer Beiblätter für Leih-u.

Probestellungen,

TK-Verbund/K/S - Telefonie u. Patienten-Cockpits:

-

Administrator für Haus- u. Patienten-Telefonie/Cockpits

Führen des Alarmserver-Planes Siemens HiCom:

-

Herzalarm,

-

Brandalarm,

-

GLT-Technikalarm

-

Notarztalarm - Chirurgie, Interne, Gyn.,

Einkauf / PM: Medizinische technische u. Haustechn. Anlagen (ca. 10% Zeitaufwand)

-

Terminabsprache mit der Lieferfirma und Koordinierung der Lieferung

-

Übernahme der neuen Geräte vom Lieferanten auf der Station

Prüfung auf Vollständigkeit: Zubehör, Gebrauchsanweisung, technische Unterlagen, Pläne, Zubehörliste,

Sicherheitsdaten, Prüfberichte, sicherheits-u.funktionstechnische Überprüfungen, usw.

-

Erstellung des Erhebungsbogens für die Übernahme der Equipments in EDV/PM: Geräte-Type, Seriennummer,

Technische Daten (kW, V) Erhebung der Schutzklasse, Festlegung Prüfintevall, Dokumentation, Garantiedaten

Energiestatistik:

Personal-u.Dienstzimmer:

-



Administrative Abwicklung der Zuweisung- u.Rückgabe von Dienst- u. Naturalwohnungen, (Besichtigung bei Übergabe

und Rückgabe, Schlüsselausgabe) Erstellung des Zuweisungdekretes; (Bestand und Zustand des Zimmerinventars)

Schlüsselverzeichnis:

-

Führen des Krankenhaus-Schlüsselverzeichnisses

-

Aufzeichnung über Ausgabe- u. Rückgabe von Schlüsseln mit höherer Berechtigung mittels Empfangs-

Rückgabebestätigungen;

Brandschutzbeauftragter (geringer Zeitaufwand)" Über Vorhalt dieser Arbeitsplatzbeschreibung durch die

belangte Behörde erklärte der Beschwerdeführer mit Eingabe vom 18. Jänner 2006, dass dagegen von seiner Seite her

kein Einwand bestehe.

Mit Bescheid vom 8. März 2006 stellte die belangte Behörde fest, dass dem Beschwerdeführer gemäß § 44 Abs. 1 Z. 1

des Burgenländischen Landesbeamten-Besoldungsrechtsgesetzes 2001, LGBl. Nr. 67 (im Folgenden: LBBG 2001), mit

Wirksamkeit vom 1. Jänner 2005 auf die Dauer seiner derzeitigen Verwendung eine Verwendungszulage im Ausmaß

eines halben Vorrückungsbetrages seiner jeweiligen Dienstklasse in der Verwendungsgruppe C gebühre.

Begründend führte die belangte Behörde nach Wiedergabe des § 44 Abs. 1 Z. 1 und Abs. 2 LBBG 2001 aus, der

Beschwerdeführer gehöre der Verwendungsgruppe C - Rechnungs- und Verwaltungsfachdienst an. Bei Verrichtung von

Tätigkeiten, welche der Verwendungsgruppe B zuzuordnen seien, könnte der Beschwerdeführer maximal eine

Verwendungszulage im Ausmaße eines Vorrückungsbetrages beanspruchen, nachdem von der Verwendungsgruppe D

bis zur Verwendungsgruppe A die Höhe der maximalen Verwendungszulage mit drei Vorrückungsbeträgen begrenzt

sei. Somit wäre der Anspruch bei erheblich (mehr als 25 % der Gesamttätigkeit) höherwertiger Tätigkeit mit einem

halben Vorrückungsbetrag und bei überwiegend (mehr als 50 % der Gesamttätigkeit) höherwertiger Tätigkeit mit

einem Vorrückungsbetrag abzugelten.

Der Verwendungsgruppe C seien nur Dienste zuzurechnen, für deren Erbringung die entsprechende Fachausbildung

(bereits vor der Anstellung oder im Rahmen des Dienstverhältnisses) Voraussetzung sei, wobei die Dienstverrichtung

den Grad der Entscheidungsvorbereitung (z.B. Erarbeitung des Sachverhaltes, Erteilung von Auskünften aus

Aktenunterlagen) und der Ausarbeitung von Teilen der Entscheidung erreichen müsse. Der Verwendungsgruppe B

seien nur Dienste zuzurechnen, für deren Erbringung die Reifeprüfung an einer höheren Schule Voraussetzung sei,

wobei die Dienstverrichtung den Grad einer selbstständigen und selbstverantwortlichen Arbeit erreichen müsse.

Die vom Beschwerdeführer durchgeführten Tätigkeiten seien in erheblichem Ausmaße, jedoch nicht überwiegend, der

Verwendungsgruppe B (gehobener Rechnungs- und Verwaltungsdienst) zuzuordnen. Es sei dem Beschwerdeführer

daher spruchgemäß ab 1. Jänner 2005 eine Verwendungszulage im Ausmaß eines halben Vorrückungsbetrages seiner

jeweiligen Dienstklasse in der Verwendungsgruppe C zu gewähren gewesen.

Mit einem weiteren Bescheid der belangten Behörde vom 11. April 2006 wurde deren vorzitierter Bescheid vom

8. März 2006 dahingehend berichtigt, dass das im Spruch angeführte Datum der Wirksamkeit statt mit 1. Jänner 2005

mit 1. Dezember 2004 festgesetzt wurde.

Gegen den Bescheid der belangten Behörde vom 8. März 2006 in der Fassung des Berichtigungsbescheides der

belangten Behörde vom 11. April 2006 richtet sich die vorliegende Beschwerde vor dem Verwaltungsgerichtshof. Der

Beschwerdeführer erachtet sich in seinem Recht auf Verwendungszulage nach § 44 Abs. 1 Z. 1 LBBG 2001 durch

unrichtige Anwendung dieser Norm sowie des LBBG 2001 in seiner Gesamtheit sowie der Verfahrensvorschriften über

die Sachverhaltsermittlung, das Parteiengehör und die Bescheidbegründung verletzt. Er macht Rechtswidrigkeit des

Inhaltes sowie Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften mit dem Antrag geltend, den

angefochtenen Bescheid aus diesen Gründen aufzuheben.

Die belangte Behörde legte die Akten des Verwaltungsverfahrens unter Verzicht auf die Erstattung einer Gegenschrift

vor und beantragte die Abweisung der Beschwerde als unbegründet.

Der Verwaltungsgerichtshof hat erwogen:



§ 44 Abs. 1 Z. 1, Abs. 2 Z. 1 und Abs. 4 Z. 1 LBBG 2001 in

der Stammfassung LGBl. Nr. 67/2001 lauten:

"Verwendungszulage

§ 44. (1) Dem Beamten der Allgemeinen Verwaltung und dem Beamten in handwerklicher Verwendung gebührt eine

ruhegenussfähige Verwendungszulage, wenn er dauernd

1. in erheblichem Ausmaß Dienste verrichtet, die einer höheren Verwendungsgruppe zuzuordnen sind,

...

(2) Die Verwendungszulage ist mit Vorrückungsbeträgen oder halben Vorrückungsbeträgen der Dienstklasse und

Verwendungsgruppe zu bemessen, der der Beamte angehört. Sie darf

1. in den Fällen des Abs. 1 Z 1 und 2 je drei Vorrückungsbeträge und

...

nicht übersteigen. ...

...

(4) Innerhalb dieser Grenzen ist

1. die Verwendungszulage nach Abs. 1 Z 1 und 2 nach der Höherwertigkeit der Leistung und

...

zu bemessen."

Richtet sich eine Beschwerde - wie hier - nicht gegen die Bescheidberichtigung selbst, hat der Verwaltungsgerichtshof

seiner Überprüfung den angefochtenen Bescheid in der Fassung, die er durch den Berichtigungsbescheid erhalten hat,

zu Grunde zu legen (vgl. die bei Walter/Thienel, Die österreichischen Verwaltungsverfahrensgesetze I2, E 267 zu § 62

AVG wiedergegebene Rechtsprechung). Gegenstand des vor dem Verwaltungsgerichtshof angefochtenen Bescheides

ist daher ausschließlich der von der belangten Behörde vorgenommene Abspruch über die Gebührlichkeit einer

Verwendungszulage gemäß § 44 Abs. 1 Z. 1 Bgld LBBG für den Zeitraum vom 1. Dezember 2004 bis auf weiteres. Wenn

der Beschwerdeführer in diesem Fall das Unterbleiben eines Abspruches über die Gebührlichkeit einer

Verwendungszulage für vor dem 1. Dezember 2004 gelegene Zeiträume rügt, so vermag er damit eine durch den

angefochtenen Bescheid erfolgte Verletzung in dem als Beschwerdepunkt formulierten Recht nicht aufzuzeigen, liegt

doch ein nach Teilzeiträumen teilbarer Anspruch vor (vgl. hiezu auch das hg. Erkenntnis vom 24. Februar 2006,

Z l . 2005/12/0032). Allenfalls kann im Unterbleiben eines Abspruches über andere Teilzeiträume Teilsäumnis der

belangten Behörde vorliegen. Im Übrigen ist jedoch der hier gegenständlichen Antragstellung des Beschwerdeführers

vom 23. November 2004 nicht zu entnehmen, dass dieser eine bescheidförmige Bemessung von Verwendungszulage

für vor dem Antragszeitpunkt gelegene Teilzeiträume begehrt hätte.

Die eben wiedergegebenen Bestimmungen des § 44 LBBG 2001 entsprechen im Wesentlichen dem § 30a Abs. 1 Z. 1

und Abs. 2 des Gehaltsgesetzes des Bundes, BGBl. Nr. 54/1956 (im Folgenden: GehG), in seiner Fassung vor

Inkrafttreten des Besoldungsreform-Gesetzes 1994, BGBl. Nr. 550. Auf die diesbezügliche Rechtsprechung kann daher

zurückgegriffen werden.

Wenn die der jeweils nächsthöheren Verwendungsgruppe zuzuordnende höherwertige Tätigkeit überwiegt, besteht

der Zulagenanspruch im Ausmaß eines Vorrückungsbetrages, außer, wenn der anspruchsberechtigte Beamte der

niedrigeren Verwendungsgruppe bereits ein Gehalt erreicht hat, das auch nicht höher wäre, wenn er in die unmittelbar

nächsthöhere Verwendungsgruppe überstellt worden wäre. Diesfalls steht ihm die Verwendungsgruppenzulage nur

mit dem im Gesetz vorgesehenen Mindestbetrag von einem halben Vorrückungsbetrag zu (vgl. das zu § 30a Abs. 1 Z. 1

GehG ergangene hg. Erkenntnis vom 1. Februar 1990, Zl. 89/12/0133); Gleiches gilt, wenn die höherwertige Tätigkeit

zwar nicht in einem überwiegenden, jedoch in einem erheblichen Umfang (25 % der Gesamttätigkeit) erbracht wird

(vgl. das hg. Erkenntnis vom 26. Mai 1999, Zl. 94/12/0058).

Ausgehend von der Übertragbarkeit dieser Rechtsprechung auch auf die hier strittige Zulage nach § 44 Abs. 1 Z. 1

LBBG 2001 ist der AuDassung der belangten Behörde, wonach im Falle eines erheblichen, aber nicht überwiegenden
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Umfanges der höherwertigen Tätigkeit des Beschwerdeführers lediglich eine Verwendungszulage im Ausmaß eines

halben Vorrückungsbetrages gebühre, aus dem Gesichtspunkt einer Verletzung subjektiver Rechte des

Beschwerdeführers nicht entgegen zu treten.

Der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem eben zitierten Erkenntnis vom 26. Mai 1999 ausgeführt, dass die

Dienstbehörde bei einer Mischverwendung im Verfahren zur Bemessung einer Verwendungszulage gemäß § 30a Abs. 1

Z. 1 GehG unter Mitwirkung des Beamten die gesamten von diesem auf seinem Arbeitsplatz zu erbringenden fachlich

und sachlich zusammengehörigen Gruppen (Kategorien) von Dienstverrichtungen zu erheben und den quantitativen

Anteil der einzelnen Gruppen von Dienstverrichtungen überschlagsmäßig festzustellen hat. Dann sind die einzelnen

Gruppen (Kategorien) von Dienstverrichtungen nach den Anforderungen für ihre Erledigung (hier: B- oder C-wertig) zu

bewerten, wobei nur summarisch vorzugehen ist, d.h. die einzelnen einer Kategorie zugeordneten Tätigkeiten sind

nicht weiter zu analysieren und beispielsweise in Rechenvorgang, Denkvorgang, Schreibarbeit und dergleichen zu

zerlegen. Sodann ist für jede Kategorie und schließlich für alle B-wertigen Tätigkeiten zusammen der quantitative Anteil

an der Gesamttätigkeit festzustellen.

Vor dem Hintergrund dieser Rechtsprechung zutreDend rügt der Beschwerdeführer, dass die Begründung des

angefochtenen Bescheides diesen Voraussetzungen nicht genügt, enthält sie doch überhaupt keine Feststellungen

über die inhaltliche Ausgestaltung seiner Tätigkeit. Von der VerpJichtung, entsprechende Feststellungen zu treDen,

war die belangte Behörde auch nicht etwa dadurch entbunden, dass der Beschwerdeführer gegen die Beschreibung

seines Arbeitsplatzes durch die K-GesmbH vom 30. Dezember 2005 keine Einwände erhoben hat, zumal es nicht

Aufgabe des Verwaltungsgerichtshofes ist, im Bescheid fehlende Feststellungen der belangten Behörde aus dem

Verwaltungsakt nachzutragen.

Hinzu kommt aber noch, dass die belangte Behörde im angefochtenen Bescheid zwar die pauschale Behauptung

aufstellt, die Tätigkeiten des Beschwerdeführers seien in einem erheblichen, nicht jedoch in einem überwiegenden

Ausmaß der Verwendungsgruppe B zuzuordnen, ohne jedoch - bezogen auf die außer Streit stehende

Arbeitsplatzbeschreibung - mit näherer Begründung darzulegen, welche der dort angeführten Kategorien von

Tätigkeiten sie für Bbzw. welche sie für C-wertig erachtet; auch fehlt eine im Detail nachvollziehbare Darstellung des

prozentuellen Anteiles der Bbzw. C-wertig angesehenen Tätigkeiten an der Gesamtarbeitszeit des Beschwerdeführers.

In diesem Zusammenhang ist allgemein auszuführen, dass für den Beamten der Verwendungsgruppe B

charakteristisch und damit dieser Verwendungsgruppe zuzuordnen sind Dienste vom Rang einer selbstständigen und

selbstverantwortlichen konzeptiven Arbeit, deren klaglose Bewältigung im Allgemeinen einerseits eine durch

Absolvierung einer höheren Lehranstalt erworbene Bildung, andererseits Fachkenntnisse voraussetzt, wie sie durch

Zurücklegung der als Anstellungserfordernisse statuierten Zeiten praktischer Verwendung und der als eben solches

geforderten Ablegung entsprechender Prüfungen erlangt zu werden pJegen (vgl. hiezu etwa das hg. Erkenntnis vom

11. November 1998, Zl. 96/12/0055). Dabei gilt insbesondere, dass die Überprüfung von Abrechnungen, sofern sich

diese Aufgabe als eine im Wesentlichen mathematische Aufgabe einfachen Charakters darstellt, die im Hauptinhalt der

Tätigkeit der in Kassen eingesetzten Bediensteten vergleichbar ist, als C-wertig zu qualiRzieren ist (vgl. das hg.

Erkenntnis vom 1. Februar 1990, Zl. 89/12/0133). Diese zuletzt genannte Voraussetzung liegt insbesondere dann nicht

notwendigerweise vor, wenn sich die Überprüfung von Abrechnungen nicht nur auf deren rechnerische Richtigkeit,

sondern auch auf deren sachliche Richtigkeit erstreckt. Vielmehr ist in diesem Zusammenhang auch das für die

Überprüfung auf die sachliche Richtigkeit erforderliche Wissen zu berücksichtigen. Besteht dieses - wie bei der

Überprüfung von Reiserechnungen - in für die Verwendungsgruppe B charakteristischen Kenntnissen, so liegt insoweit

B-Wertigkeit vor (vgl. die hg. Erkenntnisse vom 7. Mai 1985, Zlen. 84/12/0158, 0159, und vom 11. April 1988,

Zl. 87/12/0057).

Auf Grund des aufgezeigten Feststellungs- und Begründungsmangels des angefochtenen Bescheides war dieser gemäß

§ 42 Abs. 2 Z. 3 lit. b und c VwGG aufzuheben.

Die Kostenentscheidung gründet sich auf die §§ 47 D VwGG in Verbindung mit der VwGH-

Aufwandersatzverordnung 2003, BGBl. II Nr. 333.

Wien, am 14. Dezember 2006

Schlagworte
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